
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN DA CRUZ VILAÇA — RECHTSSACHE 298/86 

S C H L U S S A N T R Ä G E DES GENERALANWALTS 

J O S É LUÍS D A C R U Z VILAÇA 

vom 19. Mai 1988 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Nach Artikel 2 der Richtlinie 72/464/ 
EWG des Rates vom 19. Dezember 1972 
über die anderen Verbrauchsteuern auf Ta­
bakwaren als die Umsatzsteuer1 sehen die 
Mitgliedstaaten davon ab, Tabakwaren ei­
ner anderen Besteuerung zu unterwerfen als 
der Verbrauchsteuer — deren allgemeine 
Harmonisierungsgrundsätze in der Richtli­
nie festgelegt sind — und der Mehrwert­
steuer. 

2. So verhält es sich in Belgien, wo — wie 
in anderen Mitgliedstaaten — die Steuer 
durch Anwendung eines Systems von Steu­
erbanderolen erhoben wird. Die Banderolen 
werden vom Hersteller oder Importeur er­
worben und auf den Tabakwaren ange­
bracht. Sie geben den Kleinverkaufspreis an 
und unterscheiden sich je nach der Art des 
betreffenden Erzeugnisses. 

3. Um die Entrichtung der Steuern zu ver­
einfachen, ist für jede Gruppe von Erzeug­
nissen eine Tabelle von Kleinverkaufspreisen 
und somit eine Tabelle von Steuerbandero­
len vorgesehen: Jede Tabelle gilt ohne Un­
terschied hinsichtlich Qualität, Verpackung, 
Warenursprung oder anderer Kriterien für 
alle Erzeugnisse der entsprechenden 
Gruppe. 

4. Der Kleinverkaufspreis, der von den 
Herstellern oder Importeuren mittels der 
Banderolen für jedes Erzeugnis festgesetzt 
worden ist, ist der Höchstpreis. Da kein hö­
herer Preis verlangt werden darf, als auf der 
Banderole angegeben ist, wird eine Steuer­
umgehung, die sich aus der Festsetzung ei­
nes niedrigeren Kleinverkaufspreises für Er­
zeugnisse, die in Wirklichkeit zu teureren 
Gruppen gehören, ausgeschlossen. 

5. Die anwendbaren belgischen Rechtsvor­
schriften sind, was die spezifische Ver­
brauchsteuer betrifft, die Verordnung im 
Anhang zur Ministerialverordnung vom 22. 
Januar 1948, insbesondere Artikel 12 und 
15, und, was die Mehrwertsteuer betrifft, 
Artikel 58 des Gesetzes vom 3. Juli 1969. 

6. Nach der Feststellung der Kommission 
legt die belgische Finanzverwaltung diese 
Rechtsvorschriften dahin aus, daß sie selbst 
einen einheitlichen Kleinverkaufspreis für 
alle Erzeugnisse derselben Gruppe und der­
selben Marke festlegen dürfe. Dieser ein­
heitliche Preis, so die Kommission, der die 
Bemessungsgrundlage für die Mehrwert­
steuer und die spezifische Verbrauchsteuer 
sei, sei der höchste der von den Herstellern 
oder von den Importeuren genannten 
Preise. Daher seien die Wirtschaftsteilneh­
mer, die einen niedrigeren Kleinverkaufs­
preis als den ihrer Mitbewerber festsetzen 
wollten, trotzdem verpflichtet, ihre Steuern 
auf der Grundlage des höheren einheitlichen 
Preises zu entrichten. 

7. Die Kommission meinte, daß das König­
reich Belgien dadurch gegen seine gemein­
schaftsrechtlichen Verpflichtungen verstoße, 
und leitete daher das Verfahren nach Arti­
kel 169 EWG-Vertrag ein. Da der Kommis-

* Aus dem Portugiesischen übersetzt. 
1 — ABl. L 303 vom 31. 12. 1972, S. 1. 
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sion die im Vorverfahren abgegebenen Er­
klärungen nicht überzeugend erschienen, 
beantragt sie nunmehr in dem Verfahren 
vor dem Gerichtshof, festzustellen, daß das 
Königreich Belgien gegen seine Verpflich­
tungen aus dem EWG-Vertrag, insbeson­
dere Artikel 30, und aus Artikel 5 Absatz 1 
der Richtlinie 72/464 verstoßen hat, indem 
es für bestimmte Gruppen von Tabakwaren 
andere Kleinverkaufspreise als die von den 
Herstellern und Importeuren frei bestimm­
ten Preise festgesetzt hat. 

8. Nach Artikel 5 Absatz 1 der genannten 
Richtlinie bestimmen „die Hersteller und 
Importeure ... frei für jedes ihrer Erzeug­
nisse den Kleinverkaufshöchstpreis", unbe­
schadet der Anwendung einzelstaatlicher 
Rechtsvorschriften über die Preisüberwa­
chung oder die Einhaltung der vorgeschrie­
benen Preise. 

9. Der Gegenstand der Klage ist jedoch 
durch die Ausführungen der Kommission im 
schriftlichen Verfahren nicht völlig klar ge­
worden; daher hat der Gerichtshof sie auf­
gefordert, die Klagegründe zu präzisieren. 

10. Wie im Sitzungsbericht wiedergegeben, 
führt die Kommission in ihrer Antwort an 
den Gerichtshof aus, daß sie mit dem 
Hauptvorwurf, nämlich daß die belgischen 
Behörden den Herstellern und Importeuren 
von Tabakwaren nicht gestatteten, die 
Kleinverkaufshöchstpreise für jedes ihrer 
Erzeugnisse frei zu bestimmen, folgende 
Verhaltensweisen gemeint habe: 

a) die Weigerung, an Parallelimporteure 
Steuerbanderolen für niedrigere Klein­
verkaufspreise abzugeben, als sie der Al­
leinimporteur festgesetzt habe; 

b) die Weigerung, Steuerbanderolen für hö­
here Kleinverkaufspreise abzugeben, als 
sie beim ersten Inverkehrbringen festge­
setzt worden seien, wenn ein Importeur 
oder Hersteller den Preis dieser Erzeug­
nisse erhöhen wolle; 

c) die Weigerung, Steuerbanderolen für 
niedrigere Kleinverkaufspreise abzuge­
ben, als sie in der entsprechenden Ta­
belle vorgesehen seien. 

11. Außerdem verstoße es gegen das Ge­
meinschaftsrecht, daß die belgischen 
Rechtsvorschriften die Betroffenen nicht 
darüber unterrichteten, daß die inländischen 
Hersteller und Importeure nach der Richtli­
nie 72/464, insbesondere Artikel 5 Absatz 1, 
berechtigt seien, die Kleinverkaufshöchst­
preise für jede ihrer Tabakwaren frei zu be­
stimmen. 

12. Der Beklagte hat die Zulässigkeit be­
stimmter Rügen in Frage gestellt. Beginnen 
wir daher mit der Untersuchung dieses Pro­
blems. 

I — Die Frage der Zulässigkeit 

13. Das Königreich Belgien hat in seiner 
Klagebeantwortung gegen die letztgenannte 
Rüge, daß nämlich die Betroffenen über die 
Bestimmungen der Richtlinie nicht unter­
richtet worden seien, eine Einrede der Un­
zulässigkeit erhoben. 
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14. Diese Rüge sei zum ersten Mal mit der 
Klage erhoben worden und nicht Gegen­
stand des Vorverfahrens gewesen. 

15. In dem Aufforderungsschreiben und in 
der mit Gründen versehenen Stellungnahme 
weist wirklich nichts unmittelbar oder mit­
telbar, ausdrücklich oder implizit auf diese 
Rüge hin, die unter den Nummern 6 und 11 
der Klageschrift erhoben wird, jedoch nicht 
in die Anträge aufgenommen worden ist. 

16. Nach der ständigen Rechtsprechung des 
Gerichtshofes müssen der Gegenstand des 
Verwaltungsverfahrens und der des Streit­
verfahrens übereinstimmen, so daß Rügen, 
die sich nicht aus der mit Gründen versehe­
nen Stellungnahme ergeben, unzulässig 
sind 2. 

17. Außerdem ist die Rüge unklar und un­
genau gefaßt. Denn die Verpflichtung zur 
Unterrichtung der Wirtschaftsteilnehmer 
über die anwendbaren Vorschriften und die 
zur Unterrichtung der Kommission über die 
Einhaltung der Richtlinie sind miteinander 
vermengt, ohne daß klar erkennbar ist, ob 
sich diese Informationspflicht auf die Vor­
schriften der Richtlinie, auf die belgischen 
Rechtsvorschriften oder auf ihre Auslegung 
durch die nationalen Behörden bezieht. 

18. Somit ist die Rüge, die ich soeben un­
tersucht habe, als offenkundig unzulässig 
anzusehen. 

19. „Die Gelegenheit zur Äußerung [ist 
nämlich] für den betroffenen Mitgliedstaat 
— selbst wenn er glaubt, von ihr keinen Ge­
brauch machen zu sollen — eine vom Ver­

trag gewollte wesentliche Garantie und die 
Beachtung dieser Garantie eine Vorausset­
zung für die Ordnungsgemäßheit des Ver­
tragsverletzungsverfahrens “ 3. 

20. Ebensowenig gibt es ernsthafte Zweifel 
an der Unzulässigkeit einer anderen Rüge, 
nämlich der bezüglich des nach den belgi­
schen Rechtsvorschriften festgelegten Um-
fangs der Skala der Steuerbanderolen 
(Rüge, die vorhin unter Buchstabe c aufge­
führt und im Sitzungsbericht unter Nr. 1 
Buchstabe c wiedergegeben ist). 

21. In diesem Fall läßt sich nämlich nicht 
einmal vertreten, daß die Rüge in der Kla­
geschrift hinreichend verständlich erhoben 
worden ist, so daß der Beklagte sie begrei­
fen und sich dagegen verteidigen konnte. 

22. Die vage und allgemeine Formulierung 
der Klageanträge — „indem es für be­
stimmte Gruppen von Tabakerzeugnissen 
andere Kleinverkaufspreise als die von den 
Herstellern und Importeuren frei bestimm­
ten Preise festgesetzt hat“ — erlaubt nicht 
den Schluß, daß die genannte Rüge darin 
einbezogen ist. 

23. In der gesamten Klageschrift läßt sich 
mit viel gutem Willen nur die auf Seite 2 bis 
als Beispiel angeführte Beschwerde als im­
pliziter Hinweis auf diese Rüge verstehen, 
da diese Beschwerde, wie sie später (in der 
Erwiderung) näher ausgeführt worden ist, 
sich auf einen Fall bezieht, in dem einem 
Tabakimportunternehmen in Belgien, der 

2 — Siehe zum Beispiel Urteil vom 9. Dezember 1981 in der 
Rechtssache 193/80, Kommission/Italien, Slg. 1981, 3019, 
3032. 

3 — Urteil vom 17. Februar 1970 in der Rechtssache 31/69, 
Kommission/Italien, Slg. 1970, 34; siehe ebenfalls Urteil 
vom 11. Juli 1984 in der Rechtssache 51/83, Kommission/ 
Italien, Slg. 1984, 2793, und Urteil vom 28. März 1985 in 
der Rechtssache 274/83, Kommission/Italien, Slg. 1985, 
1077. 
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Tochtergesellschaft eines Tabakherstellers in 
den Niederlanden, der „Cigaretten- en Ta-
bakfabriek Bene BV" (von mir „Fall Bene" 
genannt), die Erteilung von Steuerbandero­
len für einen niedrigeren Preis, als in der 
Tabelle vorgesehen, versagt worden war. 

24. Aber selbst diese Betrachtungsweise 
wäre ein zu weitgehendes Zugeständnis an 
den guten Willen. 

25. Die Kommission hat das Beispiel in der 
Klageschrift nämlich ausdrücklich im Zu­
sammenhang mit ihrer Behauptung ange­
führt, daß die belgische Verwaltung für alle 
Erzeugnisse derselben Gruppe und dersel­
ben Marke einheitliche Verkaufspreise fest­
gesetzt habe, so daß die Wirtschaftsteilneh­
mer, die einen niedrigeren Preis als den ih­
rer Mitbewerber festsetzen wollten, die 
Steuer auf der Grundlage eines Preises ent­
richten müßten, den sie nicht frei bestimmt 
hätten. Es gibt nicht den geringsten Anhalts­
punkt dafür, daß der Hinweis der Kommis­
sion auf den Fall Bene in der Klageschrift so 
zu verstehen sei, daß sie damit den Umfang 
der Skala der Steuerbanderolen nach den 
belgischen Rechtsvorschriften habe kritisie­
ren wollen. 

26. Daher ist es nicht verwunderlich, daß 
die belgische Regierung dagegen erst in der 
Gegenerwiderung eine Einrede der Unzu­
lässigkeit erhoben hat, nämlich aus dem 
gleichen Grund, weshalb sie trotz ihrer be­
merkenswerten Bemühungen um eine Syste­
matisierung in der Klagebeantwortung diese 
Rüge nicht unter die Rügen aufgenommen 
hat, in die sich ihrer Meinung nach der 
Standpunkt der Kommission aufgliedern 
ließ: Zu diesem Zeitpunkt war die Rüge 
ganz einfach noch nicht erhoben worden. 

27. Ausgelöst durch „spontane" Anmerkun­
gen Belgiens zum Umfang der Tabelle be­
ginnt die Rüge in der Erwiderung Gestalt 
anzunehmen. Die Kommission entwirft dort 

offensichtlich sogar eine völlige Neuformu­
lierung ihres ursprünglichen Hauptvorwurfs: 
Es geht bereits nicht mehr um die Freiheit 
zur Festsetzung eines niedrigeren Preises als 
des der Mitbewerber, sondern darum, daß 
diese Freiheit sich in den Grenzen der Ta­
belle halten müsse, die unverhältnismäßig 
eng sei und damit gegen Artikel 5 Absatz 2 
der Richtlinie verstoße. Nach Ansicht der 
Kommission entläßt die belgische Regierung 
mit anderen Worten durch die Tür des Ab­
satzes 2 das, was sie durch die des Absatzes 
1 hineingelassen habe. 

28. Aber erst in der Antwort auf die schrift­
lichen Fragen des Gerichtshofes ist diese 
Rüge präzisiert worden. 

29. Unter diesen Umständen läßt sich — 
will man die Klageschrift nicht in eine Art 
Scharade verwandeln — unmöglich vertre­
ten, daß diese Rüge in diesem Schriftsatz 
enthalten war, wie es Artikel 38 der Verfah­
rensordnung verlangt. Sie ist daher als un­
zulässig zurückzuweisen. 

30. Aber selbst wenn wir zu einem anderen 
Ergebnis kämen, müßte die Rüge nach der 
genannten Rechtsprechung des Gerichtsho­
fes außerdem im Vorverfahren erhoben 
worden sein. Die Kommission hat auf die 
entsprechende Frage in der mündlichen 
Verhandlung dazu ausgeführt, daß ange­
sichts des Systems der Steuerbanderolen 
diese Rüge auf Seite 4 des Aufforderungs­
schreibens und unter Nr. 5 am Ende der mit 
Gründen versehenen Stellungnahme enthal­
ten sei, die die „Weigerung der belgischen 
Behörden" betreffe, „an die Parallelimpor­
teure Steuerbanderolen für niedrigere Klein­
verkaufspreise abzugeben, als sie der Allein­
importeur des betreffenden Erzeugnisses 
festgesetzt hat". 

31. In dem auf Seite 2 bis der Klageschrift 
genannten Fall geht es jedoch um die Fest-
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Setzung des Kleinverkaufspreises für ein Er­
zeugnis, das noch nicht auf dem belgischen 
Markt im Handel war; mit anderen Worten, 
es handelte sich um das erste Inverkehrbrin­
gen des betreffenden Erzeugnisses, während 
sowohl das Aufforderungsschreiben als auch 
die mit Gründen versehene Stellungnahme 
sich auf die Frage der Bestimmung des Prei­
ses durch verschiedene Wirtschaftsteilneh­
mer für ein und dasselbe Erzeugnis bezo­
gen, das auf dem belgischen Markt bereits 
im Handel war. 

32. Die Vorschrift der Richtlinie 72/464, 
deren Verletzung mit der Rüge des unzurei­
chenden Umfangs und der unzureichenden 
Vielfalt der belgischen Skala von Steuerban­
derolen im Hinblick auf die Mannigfaltig­
keit der gemeinschaftlichen Erzeugnisse gel­
tend gemacht wird, ist Artikel 5 Absatz 2. 
Weder in dem Aufforderungsschreiben noch 
in der mit Gründen versehenen Stellung­
nahme findet sich aber ein Hinweis auf ei­
nen Verstoß gegen diese Vorschrift. 

33. Daher ist meiner Meinung nach eine 
solche Rüge keine bloße Klarstellung oder 
Verdeutlichung einer bereits im Vorverfah­
ren allgemein oder global erhobenen Rüge. 
Das Königreich Belgien konnte daher an­
hand der ausdrücklich im Vorverfahren er­
hobenen Rügen nicht den Inhalt der in 
Rede stehenden Rüge erkennen und war so­
mit einer wesentlichen vom Vertrag vorge­
schriebenen Garantie beraubt. In bezug auf 
diese Rüge ist das Vorverfahren nicht seiner 
Aufgabe gerecht geworden, dem Mitglied­
staat die Möglichkeit zu geben, entweder 
die Angelegenheit zu bereinigen, bevor der 
Gerichtshof angerufen wird, oder sich ge­
gen die Vorwürfe zu verteidigen 4. Die Un­
klarheit der Klage rechtfertigt nicht die Er­
weiterung ihres Gegenstands auf eine Rüge, 
die im Vorverfahren nicht erörtert worden 
ist 5. 

34. Ich meine daher, daß im vorliegenden 
Fall der Gegenstand des Vorverfahrens und 
der des streitigen Verfahrens nicht die 
Merkmale der „Gleichheit und hinreichen­
den Klarheit" aufweisen, die der Gerichts­
hof für die Zulässigkeit einer Vertragsverlet­
zungsklage für erforderlich hält 6. 

35. Aus diesen Gründen schlage ich vor, die 
Rüge bezüglich des Umfangs der Skala der 
Steuerbanderolen, die die Kommission in ei­
nem bereits sehr weit fortgeschrittenen Ver­
fahrensstadium sozusagen aus dem Hut ge­
zaubert hat, ebenfalls für unzulässig anzuse­
hen. 

II — Zur Begründetheit 

36. Für den Fall, daß eine andere als die 
von mir vertretene Auffassung maßgeblich 
sein sollte und diese Rüge daher als zulässig 
anzusehen wäre, weil sie in anderen, von 
der Kommission rechtzeitig vorgetragenen 
Ausführungen enthalten ist, möchte ich 
noch zur Begründetheit dieser Rüge Stel­
lung nehmen. 

37. Damit stellt sich die Frage, ob uns in 
diesem Fall das Verfahren genügend An­
haltspunkte liefert, um die Rüge als erwie­
sen und begründet anzusehen. 

38. Insoweit steht außer Frage, daß die von 
der Kommission mit der Erwiderung vorge-

4 — Urteil vom 31. Januar 1984 in der Rechtssache 74/82, 
Kommission/Irland, Slg. 1984, 317. 

5 — Siehe Urteil vom 9. Dezember 1981 in der Rechtssache 
193/80, Kommission/Italien, Slg. 1981, 3019, 3032. 

6 — Siehe Urteil vom 15. Dezember 1982 in der Rechtssache 
211/81, Kommission/Dänemark, Slg. 1982, 4547; das Ur­
teil vom 20. Februar 1986 in der Rechtssache 309/84, 
Kommission/Italien, Slg. 1986, 599 (siehe die in die entge­
gengesetzte Richtung gehenden Schlußanträge des Gene­
ralanwalts VerLoren van Themaat) hat die strenge Ausle­
gung des Gerichtshofes bezüglich des Erfordernisses, daß 
der Gegenstand des Vorverfahrens und der' des Streitver­
fahrens übereinstimmen, verdeutlicht. 
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legten Dokumente beweisen, daß die belgi­
schen Behörden im Fall Bene mit einem An­
trag auf Ausgabe von Steuerbanderolen für 
niedrigere Preise als in der Tabelle vorgese­
hen befaßt waren und diesen Antrag abge­
lehnt haben. 

39. Die belgische Regierung forderte vor 
der endgültigen Ablehnung des Antrags von 
dem betroffenen Unternehmen die Mittei­
lung einer Reihe von Fakten über seine Ko­
stenstruktur und verlangte, daß diese Fakten 
im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit mit den 
Rechtsvorschriften über Handelspraktiken 
untersucht würden. 

40. Schließlich lehnte die belgische Regie­
rung den Antrag mit der Begründung ab, 
daß die Skala der Steuerbanderolen hinrei­
chend weit gefächert sei, um eine gesunde 
Konkurrenz zwischen Herstellern und Im­
porteuren zu erlauben. 

41. Sie wiederholte dieses Argument im 
Verfahren und fügte hinzu, daß die Tabelle 
der Steuerbanderolen bis dahin keine Pro­
bleme verursacht habe, was durch die sehr 
schwache Nachfrage nach Banderolen für 
Tabake der billigsten Preisgruppen bestätigt 
werde. 

42. Der Fall Bene sei insoweit die absolute 
Ausnahme, da er einen Preis betreffe, der 
ganz eindeutig unter der Gruppe der nied­
rigsten Preise der Tabelle liege. 

43. Die belgische Regierung hat weiter aus­
geführt, daß die Senkung der unteren 
Grenze der Tabelle auf eine Erhöhung der 
proportionalen Verbrauchsteuer hinauslaufe, 
wenn man die Höhe der Steuereinnahmen 
erhalten wolle, wodurch die qualitativ hö­

herwertigen Erzeugnisse wegen der Vergrö­
ßerung der Preisunterschiede benachteiligt 
würden; andererseits verstoße die Erhöhung 
der spezifischen Verbrauchsteuer gegen das 
Ziel des Gesetzgebers (Artikel 4 Absatz 3 
der Richtlinie 72/464), nämlich daß in der 
Endstufe der Harmonisierung der Fächer 
der Kleinverkaufspreise das Gefälle der 
Herstellerabgabepreise angemessen wider­
spiegele, was nur durch eine im wesentli­
chen wertabhängige Besteuerung möglich 
sei. 

44. Die Kommission hat allgemein in ihrer 
ersten Rüge („Hauptvorwurf", wie sie sie 
bezeichnet) Ihr Urteil Tasca 7 angeführt, 
wonach die unterschiedslos für einheimische 
wie eingeführte Erzeugnisse geltenden Sy­
steme der Preisregelung zwar als solche 
noch keine Maßnahmen gleicher Wirkung 
wie eine mengenmäßige Beschränkung 
seien, doch „eine solche Wirkung entfalten 
[könnten], wenn ... [sie] derart festgesetzt... 
[würden], daß der Absatz von Einfuhrer­
zeugnissen unmöglich oder gegenüber dem 
einheimischer Produkte erschwert wird". 

45. Die Kommission hat in demselben Zu­
sammenhang noch das Urteil Van Tiggele 8 

angeführt. Danach ¡st ein „auf einen be­
stimmten Betrag festgesetzter Mindestpreis, 
der, obwohl er für inländische wie für ein­
geführte Erzeugnisse gleichermaßen gilt, 
den Absatz der letzteren insoweit zu be­
nachteiligen geeignet ist, als er verhindert, 
daß ihr niedrigerer Gestehungspreis sich im 
Preis für den Verkauf an den Verbraucher 
niederschlägt", eine nach Artikel 30 EWG-
Vertrag verbotene Maßnahme mit gleicher 

7 — Urteil vom 26. Februar 1976 in der Rechtssache 65/75, 
Tasca, Slg. 1976, 291, 309; siehe auch das jüngere Urteil 
vom 29. November 1983 in der Rechtssache 181/82, Rous­
sel Laboratoria, Sig. 1983, 3849, 3869, Randnr. 17. 

8 — Urteil vom 24. Januar 1978 in der Rechtssache 82/77, Van 
Tiggele, Slg. 1978, 25, 40, Randnr. 18. 
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Wirkung wie eine mengenmäßige Einfuhr­
beschränkung. 

46. Im vorliegenden Fall gilt unsere Auf­
merksamkeit dem bereits genannten Fall des 
Unternehmens „Cigaretten- en Tabakfa-
briek Bene BV", dem man die Ausgabe von 
Steuerbanderolen für einen niedrigeren 
Preis als in der Tabelle vorgesehen versagt 
hatte. Das Unternehmen hatte in dem 
Schriftwechsel mit der belgischen Verwal­
tung geltend gemacht, daß der Preiswettbe­
werb praktisch das einzige Mittel sei, das 
ihm den Erwerb oder die Beibehaltung von 
Marktanteilen ermögliche, und daß unter 
diesen Umständen der Absatz seiner Er­
zeugnisse fast unmöglich werde. 

47. In der mündlichen Verhandlung sind 
gleichartige Fälle genannt worden, in denen 
die Ablehnung der Anträge auf Ausgabe von 
Banderolen für Preise unterhalb der Tabelle 
vor den belgischen Gerichten erörtert wor­
den ist. 

48. Die Kommission hat dem Gerichtshof 
vorgeschlagen — wenn auch im Zusammen­
hang mit einer anderen Rüge (bezüglich der 
Festsetzung der Preise durch die Parallelim­
porteure) —, Artikel 5 der Richtlinie in dem 
durch Artikel 30 EWG-Vertrag festgelegten 
Rahmen auszulegen. 

49. Dazu ist zunächst festzustellen, daß 
nach ständiger Rechtsprechung 9 „jede 
Maßnahme, die geeignet ist, den innerge­
meinschaftlichen Handel unmittelbar oder 
mittelbar, tatsächlich oder potentiell zu be­
hindern, als eine nach Artikel 30 EWG-Ver­
trag verbotene Maßnahme mit gleicher Wir­
kung wie eine mengenmäßige Beschränkung 
des innergemeinschaftlichen Handels anzu­
sehen ist". 

50. Wie der Gerichtshof im Urteil Inno/ 
ATAB 10 klargestellt hat, müssen jedoch die 
Maßnahmen, die zwar den innergemein­
schaftlichen Handel behindern können, im 
Vertrag aber bereits unter einer speziellen 
Bezeichnung, insbesondere als Abgaben, 
vorgesehen sind, im Rahmen der entspre­
chenden Vorschriften behandelt werden. So 
— führt der Gerichtshof (Randnr. 50 des 
Urteils Inno/ATAB) aus — „befaßt sich Ar­
tikel 99 des Vertrages, der der Kommission 
in Verbindung mit dem die Angleichung der 
Rechtsvorschriften betreffenden Artikel 100 
aufgibt zu prüfen, wie die Rechtsvorschrif­
ten der einzelnen Mitgliedstaaten in diesem 
Bereich im Interesse des Gemeinsamen 
Marktes harmonisiert werden können, [mit 
den sich aus den indirekten Steuern erge­
benden Schranken]". 

51. Gerade auf der Grundlage dieser Arti­
kel hat der Rat die Richtlinie 72/464 erlas­
sen, um im Interesse des Gemeinsamen 
Marktes die Besteuerung des Verbrauchs 
von Tabakwaren zu harmonisieren und da­
durch stufenweise aus den derzeitigen Rege­
lungen die Faktoren auszuschalten, die ge­
eignet sind, den freien Verkehr zu behin­
dern und die Wettbewerbsbedingungen zu 
verfälschen (Randnr. 51 des Urteils Inno/ 
ATAB). 

52. Somit ist die Rüge der Kommission be­
züglich des Umfangs der Tabelle der Steu­
erbanderolen im Rahmen des Artikels 5 Ab­
satz 2 zu prüfen. 

53. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die 
Kommission in dem gesamten Verfahren 
weder die in Belgien geltende Tabelle noch 
ihren Bezug zu den Preisen und zu den tat­
sächlichen Kosten der Erzeugnisse sowie zu 
der „Verschiedenartigkeit der Gemein­
schaftserzeugnisse", auf die Artikel 5 Absatz 

9 — Seit dem Urteil Dassonville vom 11. Juli 1974 in der 
Rechtssache 8/74, Slg. 1974, 837, 851. 

10 — Urteil vom 16. November 1977 in der Rechtssache 13/77, 
Inno/ATAB, Slg. 1977, 2115, 2147, Randnrn. 49 bis 51. 
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2 der Richtlinie 72/464 verweist, einer kon­
kreten Prüfung unterzogen hat. 

54. Darüber hinaus sind die anderen Fälle, 
in denen die Ausgabe von Banderolen für 
niedrigere Preise als in der Tabelle vorgese­
hen (abgesehen vom Fall Bene) abgelehnt 
wurde, von der Kommission weder unter­
sucht noch zutreffend beschrieben worden; 
sie sind praktisch nur in der mündlichen 
Verhandlung erwähnt worden, ohne daß sie 
vorher gegenüber dem Beklagten geltend 
gemacht worden wären. 

55. Im Ergebnis ist meiner Meinung nach 
daher zu dieser Rüge, so wie die Kommis­
sion sie vorgetragen und begründet hat, zu 
sagen, daß die Einzelheiten des Verfahrens 
das Vorliegen eines Verstoßes zwar nicht 
ausschließen, es aber auch nicht erlauben, 
ihn als so klar bewiesen anzusehen, daß bei 
diesem Stand der Dinge die Feststellung ei­
ner Vertragsverletzung des Königreichs Bel­
gien — zumal unter Umständen, die außer­
dem die Rechte der Verteidigung ernsthaft 
beeinträchtigen könnten — gerechtfertigt 
wäre. 

56. Ich möchte nun die Begründetheit der 
beiden Rügen untersuchen, deren Zulässig-
keit nicht in Frage gestellt worden ist. 

57. Ich beginne mit dem Hinweis, daß die 
Kommission in ihrer Antwort auf die Fragen 
des Gerichtshofes selbst eingeräumt hat, daß 
sowohl Artikel 58 des belgischen Mehrwert­
steuergesetzes vom 3. Juli 1969 als auch Ar­
tikel 12 der Verordnung im Anhang zur Mi-
nisterialverordnung vom 22. Januar 1948 die 
Anwendung der Richtlinie 72/464 nicht 
ausschlössen. Außerdem hatte der Gerichts­
hof bereits Gelegenheit, zu Artikel 58 Ab­
satz 1 des Gesetzes vom 3. Juli 1969 festzu­

stellen, daß „das umstrittene Steuersystem 
dem Hersteller oder Importeur die Freiheit 
läßt, für seine Erzeugnisse einen Einzelhan­
delsverkaufspreis festzusetzen, der unter 
dem Verkaufspreis der Konkurrenzerzeug­
nisse gleicher Art, gleicher Qualität und 
gleicher Eigenschaften liegt" (Urteil Inno/ 
ATAB, Randnr. 40). 

58. Nach Ansicht der Kommission verstößt 
jedoch die Verwaltungspraxis oder die Aus­
legung dieser Bestimmungen durch die bel­
gische Verwaltung gegen das Gemein­
schaftsrecht. Die von der Kommission ge­
wählte Formulierung zeigt deutlich die Un­
klarheiten, die ihren Standpunkt in dieser 
Rechtssache kennzeichnen: „Die Klage der 
Kommission vor dem Gerichtshof zielt auf 
die Feststellung, daß die belgischen Rechts­
vorschriften zur Festlegung des Systems von 
Kleinverkaufspreisen für bestimmte Grup­
pen von Tabakwaren gegen das Gemein­
schaftsrecht verstoßen, da die belgische Fi­
nanzverwaltung aus diesen Vorschriften das 
Recht herleitet, einen einheitlicheil Festpreis 
für den Verkauf jedes Erzeugnisses derselben 

Gruppe und derselben Marke zu bestimmen" 
(Hervorhebung von mir). 

59. Die Kommission wendet sich mit dieser 
Rüge also gegen die Praxis der belgischen 
Verwaltung. 

60. Die Kommission hat nicht näher darge­
legt, inwiefern die Rechtsvorschriften mit 
dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar seien; 
da sie schließlich, wie wir gesehen haben, 
eingeräumt hat, daß diese Vorschriften nicht 
gegen das Gemeinschaftsrecht verstießen, 
richtet sich ihre Kritik letztlich nur gegen 
die mangelnde Klarheit dieser Vorschriften, 
weil sie die Rechtsbürger nicht angemessen 
über die ihnen nach der Richtlinie 72/464 
zustehenden Rechte informierten. Diese 
Rüge ist aber, wie wir gesehen haben, of­
fenkundig unzulässig. 
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61. Hinsichtlich der Verwaltungspraxis ist 
zwischen zwei Rügen zu unterscheiden. 

62. Was die angebliche Weigerung der bel­
gischen Behörden betrifft, an Parallelimpor­
teure Steuerbanderolen für niedrigere Klein­
verkaufspreise, als sie der Alleinimporteur 
festgesetzt hat, abzugeben, so hat die belgi­
sche Regierung die Kommission bereits mit 
Schreiben vom 13. Dezember 1984 (Anlage 
3 zur Klageschrift) darüber unterrichtet, 
daß sie bereit sei, wenn Paralleleinfuhren 
tatsächlich stattfänden, den Parallelimpor­
teuren zu gestatten, daß sie Kleinverkaufs­
preise festsetzten, die niedriger seien als die 
ihrer Mitbewerber, und damit unterschiedli­
che Höchstpreise auf dem Markt für die 
gleichen Erzeugnisse, die von verschiedenen 
Importeuren eingeführt worden seien, zu 
akzeptieren. 

63. Die Kommission hat nichts vorgetragen, 
was einen auch noch so schwachen Anhalts­
punkt für eine dieser Erklärung zuwiderlau­
fende Praxis bieten könnte. 

64. Außerdem verlangt die Richtlinie 
72/464 nicht mehr, als daß den Herstellern 
und Importeuren die Möglichkeit einge­
räumt wird, die Kleinverkaufshöchstpreise 
für jedes ihrer Erzeugnisse frei zu bestim­
men, ohne daß dabei die eventuellen Aus­
wirkungen auf den innergemeinschaftlichen 
Handel in Frage gestellt werden, die eine 
innerstaatliche gesetzliche Maßnahme haben 
kann, die ein System von den Herstellern 
oder Importeuren frei bestimmter Preise in 
ein System von Festpreisen für die Verbrau­
cher umwandelt, das in der Regel nur inner­

staatliche Wirkungen hat, da es nicht zwi­
schen inländischen und eingeführten Er­
zeugnissen unterscheidet 11. Zu Artikel 5 
Absatz 1 der Richtlinie hat der Gerichtshof 
im übrigen bereits festgestellt, daß diese 
Vorschrift den Mitgliedstaaten nicht verbie­
tet, „eine Rechtsvorschrift zu erlassen oder 
beizubehalten, die für den Verkauf von ein­
geführten oder im Inland hergestellten Ta­
bakerzeugnissen an den Verbraucher einen 
Verkaufspreis, nämlich den auf der Steuer­
banderole angegebenen Preis vorschreibt, 
sofern dieser Preis vom Hersteller oder vom 
Importeur frei festgesetzt worden ist" 12. 

65. Was die Rüge der angeblichen Weige­
rung betrifft, Steuerbanderolen für höhere 
Kleinverkaufspreise abzugeben, als sie beim 
ersten Inverkehrbringen festgesetzt worden 
sind, wenn der Importeur oder Hersteller 
die Preise seiner Erzeugnisse erhöhen will, 
so hat die belgische Regierung darauf ver­
wiesen, daß sie die Kommission bereits mit 
Schreiben vom 21. Mai 1979 darüber unter­
richtet habe, daß sowohl der Importeur als 
auch der Hersteller den beim ersten Inver­
kehrbringen festgesetzten Preis erhöhen 
oder herabsetzen könnten. 

66. Auch hier hat die Kommission weder im 
schriftlichen Verfahren noch in der mündli­
chen Verhandlung nachgewiesen, daß die 
Praxis der belgischen Behörden ihren Erklä­
rungen zuwiderläuft. 

67. Daher meine ich, daß die letzten beiden 
Rügen als unbegründet anzusehen sind. 

11 — Siehe Urteil Inno/ATAB, Randnrn. 53 bis 56; siehe auch 
Urteil vom 5. April 1984 in den verbundenen Rechtssachen 
177 und 178/82, Van de Haar und Kaveka de Meern, Slg. 
1984, 1797, 1814, Randnrn. 20 bis 22. 

12 — Inno/ATAB, Randnr. 64; siehe auch Urteil vom 21. Juni 
1983 in der Rechtssache 90/82, Kommission/Frankreich, 
Slg. 1983, 2011, 2030, Randnrn. 23 bis 25. 
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III — Ergebnis 

68. Nach alledem möchte ich Ihnen vorschlagen, 

1) die im Sitzungsbericht unter Nrn. 1 Buchstabe c und 2 genannten Rügen für 
unzulässig zu erklären; 

2) die unter Nr. 1 Buchstaben a und b genannten Rügen für unbegründet zu er­
klären; 

3) hilfsweise, wenn Sie die Rüge unter Nr. 1 Buchstabe c für zulässig halten soll­
ten, sie als unbegründet zurückzuweisen, weil sich im Verfahren keine ausrei­
chenden Anhaltspunkte für die Feststellung ergeben haben, daß das Königreich 
Belgien gegen seine gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtungen verstoßen hätte. 

Die Kosten sind der Klägerin aufzuerlegen. 

4361 


